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    Zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion der FDP 
„Fünftes Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen“, 
Drucksache 18/10884 vom 01.10.2024 

 

Die Industrie- und Handelskammer zu Köln ist Partner der Unternehmerinnen und Unternehmer in der 

Region Köln. Rund 150.000 Unternehmen aus Köln, Leverkusen, dem Rhein-Erft-Kreis, dem 

Oberbergischen und dem Rheinisch-Bergischen Kreis sind bei uns Mitglied. 

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit zur Stellungnahme in dem o. g. Verfahren und bitten um 

Berücksichtigung der nachfolgenden Aspekte, insbesondere in der schriftlichen Anhörung des 

Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie.  

 

 

I. Das Wichtigste in Kürze 

 

• Die IHK Köln begrüßt den Gesetzentwurf, der auf eine gesetzliche Klärung hinsichtlich des § 36 

Abs. 3 Landesplanungsgesetz (LPlG) abzielt und die derzeit bestehenden rechtlichen 

Unsicherheiten beim Windkraftausbau in NRW auszuräumen versucht.  

 

• Ebenfalls ist zu begrüßen, dass die beabsichtigte Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG 

unternehmerische Investitionsvorhaben in Windkraftanlagen beschleunigt und aufgrund des 

Ausräumens der Rechtsunsicherheiten folglich wirtschaftliche Schäden vermieden werden können.  

 

• Insgesamt ist davon auszugehen, dass der vorgelegte Gesetzentwurf einen wirtschaftlich 

rentablen Ausbau der erneuerbaren Energien in NRW stärkt und die dafür notwendigen 

Planungs- und Genehmigungsprozesse beschleunigt werden.  

 

• Der vorliegende Gesetzentwurf ist aus Sicht der IHK Köln geeignet, um weitere 

Aussetzungsanweisungen für den Windkraftausbau zu verhindern und einen Beitrag zur 

langfristigen Sicherheit der Energieversorgung am Standort NRW zu leisten.  
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II. Relevanz für die Wirtschaft im Kammerbezirk der IHK Köln 

 
Die Wirtschaft im Kammerbezirk der IHK Köln ist vom Landesplanungsgesetz sowie dem vorgelegten 

Gesetzentwurf deutlich betroffen, da insbesondere Unternehmen der Windbranche bei ihren Vorhaben 

im Kammerbezirk unmittelbar adressiert werden.  

 

 

 

III. Bewertung des Gesetzentwurfes im Einzelnen  

 

Die momentan geltende Fassung des § 36 Abs. 3 LPlG sorgt für erhebliche rechtliche Unsicherheiten 

auf Seiten der beim Windkraftausbau beteiligten Unternehmen, da sie womöglich nicht mit dem 

Bundesrecht vereinbar ist.1  

 

Der bisherige § 36 Abs. 3 LPlG hat bereits mehrfach zu Aussetzungsanweisungen seitens der 

Bezirksregierungen geführt, mit der Folge, dass Genehmigungen für Windkraftanlagen unnötig 

verzögert wurden. Dies steht im Gegensatz zu den EE-Ausbauzielen des Landes NRW, die u.a. in 

der Energie- und Wärmestrategie NRW sowie mit dem landeseigenen „Taskforce-Ansatz“ flankiert 

werden. 

Auf Seiten der Unternehmen hat der § 36 Abs. 3 LPlG bisher erhebliche Irritationen ausgelöst und die 

Bereitschaft der Unternehmen gehemmt, weiter am Standort NRW in den Ausbau der erneuerbaren 

Energien zu investieren.  

 

Mit der geltenden Gesetzeslage wurde die Neuaufstellung der Regionalpläne in NRW bereits um 

mehrere Monate verzögert, da Flächenkulissen angepasst werden mussten. Hingegen können die 

laufenden Planungsprozesse mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wirksam beschleunigt werden.  

Zusätzliche Klage- und Prozesskosten für Unternehmen können mit einer Streichung des § 36 Abs. 3 

LPlG vermieden werden, da in der Folge von einer geringeren Anzahl an Klageverfahren auszugehen 

ist. 

 

Der hier vorliegende Gesetzentwurf induziert nicht zuletzt eine Entlastung der 

Genehmigungsbehörden, sodass Genehmigungsverfahren auch insgesamt eine Beschleunigung 

erfahren dürften.   

Stehen relevante öffentliche Belange einem Windkraftausbau entgegen, so können diese auch nach 

wie vor angeführt werden und bedürfen einer nachvollziehbaren wie verfassungskonformen 

Begründung. Entsprechend muss sorgfältig und rechtskonform der Einzelfall geprüft werden. 

 

 

 
1 Ferner liegt womöglich ein Kollisionsfall mit dem Bundesrecht vor. Das Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-
Westfalen (OVG) geht in seinem Beschluss vom 26.09.2024 davon aus, dass der Bundesgesetzgeber den in § 36 Abs. 3 LPlG 
ersichtlichen „Schutzmechanismus“ für die Raumordnung nicht beabsichtigt hat. Vielmehr existierten bereits ausreichende 
Sicherungsklauseln für die Raumplanung, so mit den Regelungen in § 12 Abs. 2 ROG und § 36 Abs. 2 LPlG. 
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IV. Fazit  

 

Aus Sicht der Wirtschaft im Kammerbezirk der IHK Köln sollte der Ausbau der erneuerbaren Energien 

in NRW auf eine praktikable und rechtssichere Umsetzung abzielen. Daher ist der vorliegende 

Gesetzentwurf, der eine Streichung des § 36 Abs. 3 LPlG vorsieht, ausdrücklich zu begrüßen.  

 

Der vorliegende Gesetzentwurf leistet einen wichtigen Beitrag zur Rechts- und Planungssicherheit für 

Windenergie-Investoren und unterstützt den Ausbau der erneuerbaren Energien in NRW. Dies steht im 

Einklang mit dem Ziel, eine auskömmliche und zukunftsorientierte Energieversorgung für die Wirtschaft 

im Land NRW herzustellen.  

 

Klar ist: Beim künftigen Ausbau der erneuerbaren Energien insgesamt brauchen Unternehmen 

langfristige Planungssicherheit für ihre Investitionen am Standort NRW. Die Energiewende in NRW darf 

aus unternehmerischer Sicht nicht zu einem Vertrauensverlust führen.  

 

 


